BEKANNTMACHUNG

Vollzug der Wassergesetze (WHG und BayWG) sowie des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG);

Grundwasserentnahme aus dem Brauchwasserbrunnen auf Fl.-Nr. 49/0, Gemarkung Anzinger Forst,

Errichtung eines Lagerplatzes für die Nasskonservierung von Rundholz, Fl.-Nrn. 50/0 und 52/0, Gemarkung Anzinger Forst, gemeindefreies Gebiet, Landkreis Ebersberg;

Antragsteller: Bayerische Staatsforsten AöR, Forstbetrieb Wasserburg am Inn, 83512 Wasserburg 

Allgemeine Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG i.V.m. Anlage 3 zum UVPG
Aktenzeichen des Landratsamtes Ebersberg: 
44/642-1/2 Forstinning/Forstbetrieb Wasserburg-Nasslagerplatz
Vorhaben:
Mit Antragsunterlagen vom 29. Oktober 2019 beantragte die Bayerisches Staatsforsten AöR, Forstbetrieb Wasserburg am Inn die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach Art. 15 BayWG für die Grundwasserentnahme aus den Brauchwasserbrunnen I auf dem Grundstück Fl.-Nr. 49/0, Gemarkung Aninger Forst, in Höhe von 50 l/s, 4.320 m³/d und 310.000 m³/a sowie die oberflächennahe Versickerung des überschüssigen Beregnungswassers.   

Allgemeine Vorprüfung nach UVPG:
Gemäß Nr. 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG ist für das Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser mit einem jährlichen Volumen an Wasser von 100.000 m3 bis weniger als 10 Mio. m3 eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen.
Auf Basis des § 7 Abs. 1 UVPG wurde die allgemeine Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Nach Einschätzung des Landratsamtes Ebersberg als zuständige Behörde sind durch die Grundwasserentnahme aus den Brauchwasserbrunnen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten.
Es wird daher gemäß § 5 Abs. 1 UVPG festgestellt, dass nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der UVP-Pflicht werden im Folgenden dargelegt:

Auf das Schutzgut Wasser sind erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch die Grundwasserentnahme aus dem Brauchwasserbrunnen nicht zu erwarten. 
Das Vorhaben liegt nicht in einem bestehenden oder geplanten Wasserschutzgebiet einer öffentlichen Trinkwasserversorgung. Hydrogeologisch ist der Vorhabenbereich der Münchner Schotterebene zuzuordnen. Der Grundwasserleiter ist hoch ergiebig und besitzt eine hohe Regenerationsfähigkeit. Zum Zeitpunkt der Brunnenbohrung (Juli 2019) lag der Flurabstand bei rd. 4 m unter Geländeoberkante (GOK). Im Pumpversuch hat sich bei einer Entnahmerate von ca. 50 l/s am Brauchwasserbrunnen eine Absenkung von 2,62 m eingestellt. Im Hinblick auf die Grundwassermächtigkeit von ca. 20 m ist diese Absenkung bei dem ergiebigen Grundwasserleiter als sehr gering zu bewerten. In einer 20 m vom Brunnen entfernten Grundwassermessstelle wurde während des Pumpversuchs eine Absenkung von lediglich 18,5 cm gemessen. Daraus lässt sich schließen, dass der Absenktrichter verhältnismäßig klein ist. Die beantragte Grundwasserentnahme ist nach heutiger Kenntnis durch das nutzbare Grundwasserdargebot gedeckt. Aufgrund der Mächtigkeit des Grundwasserleiters sind negative Auswirkungen auf die Ergiebigkeit nicht zu besorgen.

Das Beregnungswasser, das nicht verdunstet, wird flächig unter den Poltern über den beleb-ten Oberboden und den anstehenden Kiesboden wieder in das Grundwasser versickert. Die Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien für Ernährung, Landwirt-schaft und Forsten, des Innern und für Umwelt und Gesundheit zur „Nasskonservierung von Rundholz durch Beregnung“ vom 03.04.2013 regelt die Anforderungen an Planung, Anlage und Betrieb von Beregnungsplätzen. Bei flächiger Versickerung des Beregnungswassers über eine wirksame biologisch aktive Bodenzone von mindestens 20 cm bewachsenen Oberboden werden die organischen Inhaltsstoffe abgebaut. Durch die Art der Beregnung in einem offenen System (keine geschlossene Kreislaufführung) ist eine bedenkliche Gewäs-serbelastung nicht zu besorgen.
Auch auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt sind erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 
Das Vorhaben beinhaltet die Grundwasserentnahme aus dem quartären Grundwasserleiter mit einem Flurabstand der Grundwasseroberfläche von über 4 m. 
Bei den gegebenen hydraulischen Verhältnissen verursacht die maximale Förderrate von ca. 50 l/s unmittelbar am Brunnen Absenkungen von 0,18 m; die Reichweite der Absenkung liegt bei 75 m. Eine Veränderung des Grundwasserstandes von bis zu 0,2 cm in einem Radius von 75 m zum Brunnen und in einer Tiefe von über 4 m unter Gelände kann naturgemäß keine messbaren Auswirkungen auf oberflächennahe Verhältnisse haben.
Auf die weiteren Schutzgüter sind erhebliche nachteilige Auswirkungen durch die Grundwasserentnahme aus den Brauchwasserbrunnen aufgrund mangelnder bzw. untergeordneter Betroffenheit nicht zu erwarten.

Somit sind nach den jeweils einschlägigen Kriterien nach der Anlage 3 zum UVPG insgesamt keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter nach § 3 i.V.m. § 2 Abs. 1 UVPG zu erwarten. 

Diese Feststellung wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gegeben; sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).

Die Übereinstimmung des Vorhabens mit dem materiellen Umweltrecht wird unbeschadet dessen im Rahmen des wasserrechtlichen Erlaubnisverfahrens geprüft.
Nähere Informationen zu der getroffenen Feststellung und zum Vorhaben können beim Landratsamt Ebersberg, Untere Wasserrechtsbehörde, Sachgebiet 44, Zimmer-Nr. U.15
oder telefonisch unter 08092/823-484 während der allgemeinen Öffnungszeiten eingeholt werden.
Ebersberg, den 18.01.2019
Landratsamt Ebersberg

gez.
Hans-Jürgen Buschek 
